
Entsprechend dem im Hinblick auf Freiheitsstrafen 
völlig anders gearteten gesellschaftlichen Inhalt und 
Charakter der bedingten Verurteilung kann die Vor­
schrift des § 74 StGB hier keine Anwendung finden. 
Ergibt die Gesamtbeurteilung des Verhaltens eines An­
geklagten, der mehrere selbständige strafbare Hand­
lungen begangen hat, daß die Voraussetzungen des § 1 
StEG vorliegen, dann sind keine Einzelstrafen festzu­
setzen, so daß auch eine Gesamtstrafenbildung nicht in 
Betracht kommt. In diesen Fällen ist der Angeklagte 
zu einer einheitlichen bedingten Gefängnisstrafe zu ver­
urteilen.
Das angefochtene Urteil enthält einen weiteren Mangel, 
der jedoch infolge der ausdrücklichen Beschränkung der 
Berufung des Angeklagten R. auf den Strafausspruch 
im Berufungsverfahren nicht behoben werden kann. 
Der Angeklagte R. ist im zivilrechtlichen Anschlußver­
fahren gern. §§ 268 ff. StPO auf Grund des Antrages 
des VEB T. nur in Höhe eines Monatslohnes von 
750,77 DM zum Schadensersatz verurteilt worden, ob­
wohl der Anspruch in Höhe von 12 410,30 DM geltend 
gemacht worden ist. Das Stadtgericht hat die An­
spruchsgrundlage aus § 113 GBA hergeleitet, dabei aber 
außer acht gelassen, daß die Bestimmungen des Gesetz­
buches der Arbeit über die materielle Verantwortlich­
keit der Werktätigen nur Anwendung finden, wenn ein 
Schaden durch die Verletzung von Arbeitspflichten 
schuldhaft verursacht worden ist. Wird dem Betrieb 
durch ein Verhalten des Werktätigen Schaden zugefügt, 
das nicht im Zusammenhang mit der Verrichtung von 
Arbeitsaufgaben steht, dann sind die Vorschriften über 
die unerlaubte Handlung gern. §§ 823 ff. BGB anzuwen­
den. Für die Entscheidung über Ansprüche aus solchen 
Schadensfällen sind — abgesehen von Anschlußverfah­
ren in Strafsachen — die Zivilgerichte zuständig. Der 
Angeklagte R. hat dem VEB T. den festgestellten Scha­
den nicht in Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit als 
Kraftfahrer und auch nicht während der Arbeitszeit 
zugefügt, sondern dadurch, daß er nach Beendigung 
seiner Schicht den betriebseigenen Lkw unbefugt und 
noch dazu im Zustande der erheblichen Beeinträchti­
gung der Fahrtüchtigkeit benutzte. In solchen Fällen 
liegen die Voraussetzungen für die Beschränkung der 
Schadensersatzpflicht nach § 113 GBA nicht vor. Er 
hätte deshalb im vollen Umfang zum Ersatz des durch 
sein strafbares Verhalten schuldhaft verursachten 
Schadens verurteilt werden müssen.
Das Urteil des Stadtgerichts war aus den dargelegten 
Gründen auf die Berufungen der Angeklagten P. und M. 
teilweise im Schuldausspruch abzuändern. Zur Selbst­
entscheidung war das Oberste Gericht gern. § 292 Abs. 3 
StPO befugt. Im übrigen waren diese Rechtsmittel und 
die Berufung des Angeklagten R. als unbegründet zu­
rückzuweisen (§ 290 Abs. 2 Buchst, a StPO).

§§ 200, 211 StPO.

1. Setzt sich das Gericht über die gegen eine Schuld 
des Angeklagten sprechenden Umstände, auf die der 
Verteidiger eindringlich hingewiesen hat, hinweg, so 
verletzt es die ihm gern. § 200 StPO obliegende Pflicht 
zur Erforschung der Wahrheit und verstößt in bezug 
auf die Art und Weise der Durchführung des Verfah­
rens und mit der in der Sache getroffenen Entscheidung 
grob gegen die Prinzipien der Gerechtigkeit.
2. Sachverständigengutachten sind Beweismittel, die — 
wie jedes andere Beweismittel — einer selbständigen 
Würdigung durch das Gerich* unterliegen und daher 
für die vom Gericht zu treffenden Sachverhaltsfest- 
stcllungen nicht bindend sind.
3. Zum Beweiswert von Schriftsachverständigengut­
achten.
OG, Urt. vom 9. August 1962 - 1 b Ust 140/62.

Das Bezirksgericht hatte es im vorliegenden Verfahren 
auf Grund eines Schriftsachverständigengutachtens für 
erwiesen angesehen, daß der Angeklagte der Urheber 
der strafrechtlich relevanten Schriftstücke sei.

Mit der Berufung wird u. a. gerügt, das Bezirksgericht 
habe sich mit dem Schriftsachverständigengutachten 
nicht kritisch auseinandergesetzt. Es habe sich der 
Schlußfolgerung des Schriftsachverständigen, die Worte 
seien von dem Angeklagten geschrieben worden, ange­
schlossen, obwohl die von dem Angeklagten geleisteten 
Schriftproben eine wesentlich andere Schriftlage auf­
wiesen, als sie bei der Tatschrift und zwei anderen 
schriftlichen Vermerken festgestellt worden sei. Die 
von dem Sachverständigen dazu vertretene Auffassung, 
der zwischen den Schriftproben und der Tatschrift 
bestehende Unterschied sei auf Verstellungsbestrebun­
gen des Täters zurückzuführen, so daß der Angeklagte 
dadurch als Schrifturheber der umstrittenen Schriften 
nicht ausgeschlossen werde, müsse auf größte Bedenken 
stoßen. Hinzu komme, daß der Angeklagte die ihm zur 
Last gelegte Handlung von Anfang an bestritten habe.

Das Bezirksgericht hätte deshalb zur Klärung der dar­
gelegten Zweifelsfragen auf die Einholung eines Ober­
gutachtens, wie von der Verteidigung beantragt war, 
nicht verzichten dürfen. Daß die gegen die Richtigkeit 
des Gutachtens erhobenen Einwendungen zutreffend 
seien, ergebe sich aus den der Berufung beigefügten 
Fotokopien der Handschriften eines Herrn R., die der 
Verteidigung erst am Tage der Urteilsverkündung 
zugegangen seien.

Die Berufung ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat in bezug auf die Art und Weise, 
wie das vorliegende Strafverfahren von ihm durch­
geführt worden ist, und mit der in dieser Sache getrof­
fenen Entscheidung grob gegen die Prinzipien der 
Gerechtigkeit verstoßen. Es hat unter Verletzung der 
ihm gemäß § 200 StPO obliegenden Pflicht, alles zu 
tun, was zur Erforschung der Wahrheit notwendig ist, 
den Angeklagten verurteilt, obwohl ihm die zur Last 
gelegte Straftat in der vor dem Bezirksgericht durch­
geführten Beweisaufnahme nicht nachgewiesen worden 
ist.

Richtig ist, daß Verdachtsgründe gegen den Angeklag­
ten insoweit vorliegen, als nach dem Gutachten die 
Tatschrift und die Schrift des Angeklagten einen rela­
tiv hohen Grad von Übereinstimmung in der Buch­
stabengestaltung aufweisen.

Dem stehen jedoch Umstände gegenüber, die gegen 
eine Schuld des Angeklagten sprechen.

Die Schrift des Angeklagten und die Tatschrift unter­
scheiden sich unbeschadet der vorliegenden Schrift­
verwandtschaft (hoher Grad von Übereinstimmungen 
hinsichtlich der Schrifteigenarten bei einer Vielzahl von 
Buchstaben) in der Schriftlage und Schriftweite, wie 
das Gutachten ausweist, deutlich voneinander. Die im 
Gutachten getroffene Feststellung, daß der Angeklagte 
gleichwohl der Urheber der Tatschrift sei, der sich das 
Bezirksgericht vorbehaltlos angeschlossen hat, wird auf 
die These gestützt, die von den Schreibleistungen des 
Angeklagten abweichende Schriftlage und Schriftweite 
bei der Tatschrift und den zwei weiteren Schriftunter­
lagen desselben Schreibers sei auf Verstellungsbestre­
bungen zurückzuführen. Dafür wird folgende Begrün­
dung gegeben.

Bei dem Schrifturheber der Tatschrift handele es sich 
um eine schreibgewandte Person. Trotz dieser Schreib­
gewandtheit wirkten die Schriften in der Gesamtheit 
des Bewegungsablaufs gehemmt. Bestärkt werde diese 
Feststellung noch durch die steile Schriftlage, wobei 
sich eine Tendenz zur Rechtsschräglage bei einzelnen
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